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Meinen Eltern





Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2020 von der rechtswis-
senschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln als Dissertation angenom-
men. Die Disputation fand am 17. November 2020 statt.

Art. 16 Abs. 1 S. 2 Beihilfen-VVO begrenzt die Verpflichtung der EU-
Kommission zur Rückforderungsanordnung, sofern dadurch ein Verstoß
gegen einen allgemeinen Rechtsgrundsatz des Unionsrechts begründet
werden würde. Der unionsrechtliche Verhältnismäßigkeitsgrundsatz bleibt
in der Entscheidungspraxis und Literatur weitestgehend als eine solche
Grenze unberücksichtigt. Der EuGH urteilt insofern in ständiger Entschei-
dungspraxis, dass die Rückforderung einer zu Unrecht gewährten Beihilfe
grundsätzlich nicht als eine Maßnahme betrachtet werden könne, die un-
verhältnismäßig sei. Dieser Befund bildet den Anlass für die vorliegende
Untersuchung, mit der die für die Forschung und Praxis gleichermaßen
bedeutsame Frage beantwortet werden soll, ob es trotz der geradezu me-
chanischen Wiederholung der in der Tubemeuse-Entscheidung aufgestell-
ten Prinzipien Ansätze gibt, dass der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz als
Grenze der Rückforderungsanordnung individuell zu prüfen ist und nicht
immer schon allein mit dem Hinweis auf die logische Folge der Rechts-
widrigkeit einer Beihilfe verneint werden darf.

Mein sehr herzlicher Dank gilt dem Betreuer dieser Arbeit, Herrn Prof.
Dr. Ulrich Ehricke, LL.M. (London), M.A., dem ich die erste nachhaltige
Begegnung mit dem EU-Beihilfenrecht im Rahmen des universitären
Schwerpunktbereichsstudiums zu verdanken habe. Danken möchte ich
ihm insbesondere für die Unterstützung bei der Themenfindung, die wis-
senschaftliche Freiheit bei der eigenständigen Erarbeitung sowie hilfreiche
Anregungen, die mein wissenschaftliches Arbeiten und Denken wesentlich
vorangebracht und zum Gelingen dieser Arbeit beigetragen haben. Sie hät-
te nicht gelingen können, ohne die Ermunterung, die Entscheidungspraxis
kritisch zu hinterfragen und sich mit dieser Arbeit gegen eine ständige
Rechtsprechung des EuGH und eine ständige Praxis der EU-Kommission
zu stellen. Schließlich gilt ihm mein Dank auch für die freundliche Auf-
nahme in diese Schriftenreihe.

Danken möchte ich Herrn Prof. Dr. Burkhard Schöbener für die Zweit-
begutachtung dieser Arbeit und den überaus anregenden Austausch im
Rahmen der Disputation.
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Eine Promotion ist selten das Ergebnis bloß fachlicher Förderung. An
dieser Stelle gilt deshalb auch all jenen ein besonderer Dank, die durch
motivierenden Zuspruch und Momente der notwendigen Ablenkung zum
Gelingen dieser Arbeit beigetragen haben. Danken möchte ich auch allen
Kolleginnen und Kollegen, die mich während meiner zweijährigen Tätig-
keit am Institut für Europäisches Wirtschaftsrecht der Universität zu Köln
begleitet haben. An diese Zeit werde ich mich auch wegen des besonders
kollegialen und freundschaftlichen Umgangs unter allen Institutsangehöri-
gen gerne erinnern.

Besonders möchte ich meinen lieben Eltern danken, die meinen persön-
lichen und fachlichen Werdegang mit bedingungsloser und unvergleichli-
cher Hingabe gefördert haben. Ihnen habe ich so vieles und nicht zuletzt
auch das Gelingen dieser Arbeit zu verdanken. Ihnen ist diese Arbeit ge-
widmet.

Köln, im Dezember 2020 Patrick Goffart

Vorwort
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